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I- Die erste Ausgabe unseres Blattes ist von der Polizei ohne Angabe eines Grundes

mit Beschlag belegt worden. Wir vermuthen, daß der Leitartikel: Am Königswort soll man nicht

drch’n und deuteln die Veranlassunggegebenhat. Da wir bei wiederholterDurchsichtnichts darin

finden konnten, was nach unserer Ansicht speziell die Beschlagnahmeveranlaßthaben könnte,so

haben wir den Artikelin dieser zweiten Ausgabe fortgelassenund geben an seiner Stelle einen andern

Aussatz.

Die Zukunft des Zvllvcreins. I Schleswig-Holstein,Lauenburg und die drei Hansestädte
«

demselben zutreten müssen. Das kann aber offenbar
Unter den Fragen, welche noch zu lösensind, ehe nicht ohne Tarisänderungen,und zwar Tarifänderungen

man wieder von geordnetenVerhältnissenin Deutsch- im Sinne der lsetretenen Bahn des Freihandelssystems
laer sprechenkann, befindetslchauch»die Angelegenheit geschehenNun würden»sichaber, da in Siiddeutsch-
wegen des Fortbestehensdes ZlevereinsDie bestehen- land Ietzt augenblicklichdie Schutzzollpartei voraussicht-
den Verträge sind durch den Stieg gelöst; und man lich»durchalle Gegner Preußean unterstütztwerden wird,

hatI uni Zeit zur Schlicßung eines neuen Vertrages zu Wurtembergund Baiern schwerlichfreiwillig dazu ent-

gewinrren,nach dem Friedensfchlußdie alten Verträge schließen,denselbenzuzustimmen
Vorläufigauf sechsmonatlccherKundigunckzfortbestehen

.

lassen. Es man MARanDKUekssenVl( scheinen,daß Von einem absoluten Veto der Einzelstaatenkann

man diesen Zustand Ja «ruhig»beibehaltenkönne,weil gnddarfaber nicht längerdie Rede sein, wie auch die

beiderseitigesInteresse eine Eundlgungverhütenwürde. ehellnahmeder an dem NorddeutschenBunde nicht be-

Dem stehen aber zwei gewlchtlgeBedenken gegenüber. theiligten Zollvereinsstaaten an den Verhandlungenund

Erstens, der Mari.rel an Vertrauen, dsß die Regierun- Beschlüssenüber den Tarif und die Einrichtungendes

gen sichbei ihrerPlitik immer nur von den Interessen Zellvereinsgeordnet werden m.rg., Allerdings iürchten
der Qerölkerungleiten lassen, der nach den Erlelsnrnen w«lk,daß die SüddeutschenRegierungensich sehr gegen

dieses Jahres in manchen Staaten nur zu bearündet die Aufgabe ihres absoluten Vetos sträuben und mit

erscheint. Und doch verlangt der HandelUnd die Jn- Kündigungdrohen werden, Und wir bedauern deshalb
dustrie zur kräftigenEntwickelungdauernde. wenidstens selkir,daß man ibren Widerspruchnicht von vornhein
auf eine Reihe von Jahren gesicherteZuständefür die durch die Aufnahme einer entspechenden Bestimmung
Bemessung des Absalzgebietes Zweitens ble.bt aber in den Friedenstraktat abgeschnittenhat. Vor dieser
auch der alte Zolloerein nicht in seiner bisherigen-Zu- Drohung der Kündigungdarf aber Preußen und der

salnmensetzlrngfortbestehen, da sämmtlicheStaaten des
I

Norddeutche Bund nictt zurückschreckenSie müssen
Norddeutschen Bundes, also die beiden Mecklenburg,l vielmehr die durch die Erweiterung des Zollvereius im



Norden nebst Gewinn der ganzen DeutschenSeeküste
nothwendigwerdenden Einrichtungen,besonders aber die

Tat-ifermäs,«igungenauf alle Falle durchsetzen.Aller-

dings würde auchNorddeutschland von einer Sprengung
des alten Bandes durch den Verlust des gewohnten
Absatzgebietesgleichfallsgroße,»aber dochnur vorüber-

gehendeNachtheileerleiden,wahrend Süddeutschlandin
feiner ganzen Industriegeradezutödtlichgetroffenwürde.
Währenddie kpreußcscheSächfischeund Thükiugische
Industrie wenigstens einen theilweisen Ersatz in den

beiden Mecklenburg,Schleswig-Holstein und den drei

Hansestädtenfinden würden, kann doch Niemand im

Süden ernstlichdaran denken, einen Ersatz für den ver-

lorenen Markt in Norddeutschlandin Oesterreichzu ge-
winnen. Sollte aber die Verblendung der Industriellen
es den SüddeutschenRegierungen möglichmachen, ihren
Widerstand wirklich bis zur Sprengung des Zollvereins

fortzusetzen,so würden sie dadurch die Industrie in ihren
Ländernsicherlichum ein Menschenalterzurückdrängen

Politische Wocheufcham

Preußen. Die Verhandlungen mit Sachsenscheinen
endlich zu einem Abschlußgelan t zu sein, doch lautet das,
was darüber bekannt geworden ist,nicht eben allzu erfreulich.
Bekanntlich nahm man allgemeinan, daß Preußen im Jn-
teresse seiner eigenen Sicherheit von .Sachsen nicht nur das

Ueber-lassender diplomatischemVertretung und die übrigen,
von den Fürsten des norddeutschenBundes gebrachtenOpfer
fordern müsse,sondern daß es auch eine so vollständigeMili-

tairhoheit verlangen müsse,daß künftighinkeine selbststän-
dige sächsischeArmee mehr existir»t,und daß preußischeTrup-
pen Sachsen besetzen. Jetzt schreibt nun eine der Regierung
sehr nahe stehende Korrespondenzin dieser Beziehung: Bei
den militärischenBestimmungen des Friedensvertrages mit

Sachsen handelt es sichnicht unt eine permanente Besetzung
einzelner Positionen des Königreichesmit PreußischenTrup-
pen, sondern um provisorische Anordnungen dieser Art,
deren Dauer von dem Zeitrattme abhängt, welcher für die

Reorganisation der KöniglichSächsiichenArmee erforderlich
sein wird. Es versteht sich von selbst, daß währenddes in

letztererHinsicht eintretenden Uebergangs-StadiumsPreußische
Truppentheile im Königreicheanwesend bleiben müssen;es ist
aber auch einleuchtend, daß diese Oceupation nach Beseiti-
gung des Kriegs-Zustandesden SächsischenGemeindenkeine

sinanzielle Last bereiten wird. Die Preußische Regierung
hat in den Verhandlungen mit dem König Johann Alles

vermieden, was ein Bestreben, dem besiegtenDeutschen Für-
sten eine Demüthigung zuzufügen,hätte ausgelegt werden

können. — So viel uns bekannt, handelt es sich-bei den

Bedingungen überhaupt niemals darum, den König von

Sachsen zu demüthigen,sondern nur um Maßregeln,welche
zur Sicherheit Preußens nothwendig schienen. Allerdings
wird man jetzt sagen, daß die Dankbarkeit des Königs von

Sachsen die Bürglchaftdafür sein werde, daß künftig aus

dieser Milde kein Nachtheilerwachsenwerde, aber, bei allem

Respekt vor den persönlichenTugenden des Königs Johann,
eine starke preußischeBesatzung in Dresden und auf dem

Königsteinwäre uns lieber als jene Dankbarkeit.

ZwischenPreußen und Oldenburg ist gegen-Ende
des vorigen Monats ein« Vertrag abgeschlossenworden, in

,am 20. Oktober wurde

welchem Oldenhurg den von ihm auf das HerzogthumHos-
stein erhobenen Ansprüchenentsagt, und Preußen an das

Großherzogthumdas Holsteinische Amt Ahrensbeeckabtritt,
welches die beiden OlfenbutgischenEnklaven in Holsiein bis-
her von einander trennte. Qldenburghat außerdemPreußen

firsterLandstrich zur Vergrößerungdes Jahdegebietes über-
a en.

Jn Kassel haben die Truvpen den Eid der Treue gegen
den König von Pseußen geleistet, in Nissau und Hannover
dürften die Truppenkörpervollständig neu gebildet werden.
Wenn die neuen Regimenter erst vollzähligsind, wird die
militärische Macht Peeußens mit Einschluss der Kontiugente
der Staaten des norddeutschen Bund-se einen Zuwachs qu

etwa 20(),000 Mann erhalten. Jn den neuen Provinzen
Preußens wird natürlich die allgemeine Wehrpflicht
eingeführtwerden; es fragt sich nut, Ob dirs auch in den

übrigen Staaten des norddeutschen Bundes geschehen soll.
Nach unserer Ansicht wird sich ein solcher Schritt nicht ver-

meidenlassen»denn in einem einheitlichenHerreeköipermuß

dtfchAlzrshebungnothwendiger Weise nach gleichenGrundsätzen
ge e en.

Aus Fulda (Provinz Kurhessen) wird mitgetheilt, daß
daselbst die Jesuiten wieder sehr thätig austreten. Früher
war denselben daselbst jede Thätigkeitverboten, und es steht
zu hoffen, daß die preußischeRegierung die geeignetenMaß-
regeln ergreifen witd, um dieselben auch jetzt zu verhindern,
die Leute zu beunruhigen

Ueber das Besinden des Grafen Bismarck lauten die

Nachrichten noch immer nicht günstig; derselbe wird schwer-
lich schon am l. November im Stande sein, die Geschäfte
seines Amtes wieder zu übernehmen. Auch der Knie s-
minister, Herr v. Roon, soll von einem nicht ganz unges-
denklichenUnwohlsein befallen sein. Derselbe lebt augen-
blicklicham Genfer See.

Die konservative Partei hat unter ihren Vertretern im

Herrenhause empfindlicheVerluste. Graf Arnim soll geistess
krank sein, und das Besindtn des Herrn v. Kleist-Retzow
giebt zu ernstlichenBesorgnissenVeranlassung. Beide Herren
gehörtenzu den besten-Rednernihrer Partei.

Sachsen. Jn Leipzig haben mehrere;sehr zahlreiche
Versammlungen stattgefunden,welche sich fur den Friedens-
fchlußauf Grund der ursprünglichenpreußischenForderungen
ausgesprochenhaben. Am liebsten würde man dort eine Ein-

verleibung in Preußensehen.
HessensDarmftadt Die Konvention der Regierung

mit dem Erzbischofvon Mainz, welche seit 12 Jahren von

der liberalen Partei auf das eifrigste bekämpft wurde, ist
zwar aufgehoben,aber trotzdem sieht man keine Verminde-

rung der Rechte,welche die katholischeGeistlichkeit auf Grund

dieser Konvention für sich in Anspruch genommen. Es wäre
allerdings auch sonderbar, wenn von dem Herrn v. Dalwigk
eine liberale Maßregelausgehen sollte.

Württemberg. Nachdem die Kammer die in preußeni
feindlichemSinne gehaltene Adresse angenommen, und die-

selbe durch eine Deputation, welche dem Könige zu diesem
Zwecke nachreisen mußte,übergebenworden« ist die Kammer

aufgelöstworden.

Bayern. Die abnormen Zustände dieses Landes kenn-

zeichnensich am besten dadurch, daß das Gerücht entstehen
konnte, der König wolle zu Gunsten seines Großvatersab-
danken.

Baden. Jn der Sitzung der Abgeordnetenkammer
einstimmig von der betreffenden

Kommission, neben der Zustimmung zum Waffensttllstandss



n
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ensvertra e beantra t, » «

Didotoszeisederklären,gdie Regieriingwolle den Eintritt der

süddeutschenStaaten, insbesondere Badens- ZU die Ver-
bindung der norddeusschenStaaten zur· möglichenWieder-
herstellung eines Gesammtdeutschlandsmit aller Entschieden-

heit erstreben.
·

«

Ocsterreich. Die Mitglieder der deutschenVerfassungs-
pariei haben in den letzten Tagen Besprechungenabgehalten
in denen nian sich über folgendes Programm geeinigt hat:

I. Festhalten an dem Rechteder Reichsverfassung;deß-
halb Absehnnng jedes Abweichens von Ihren legalen Bahnen
in DesegsksewVersammluiigsnund

Landtagsvoten.
2. Fest-

halten an dem Maße der in der Reichsver assunggegebenen
gemeinsamenAngelegenheiten und deren gemeinsamerparla-
mentarischer Verhandlung und Beschlußfassungin einer regel-

mäßig wiederkehrendenVersammlung der Reichsvertretung
Z. Jnseits der Grenze der letzterenlohaleBereitwilli keit

zu Zugeständiiissen,wo dieselbenin einer bis auf unsere age

fpktiaufenden Geschichte ihren Ausgangspunkt nehmen.
4. Sofortiae Einberufung des Reichsrathes. 5. Fortbildung
der verfassungsmäßigenInstitutionen in wahrhgtt konstitu-
tionellem Geiste. 6. Klare und entschlosseneFührungeiner

durch das Vertrauen der Siaatsbürger getragenen «Regleklsng,
bei raschem, thatkiäftigenErfassen der ·Nothwendigkeiteiner
vollständigenReform der Verwaltung im Sinne »derheuti-
gen Kultur und Freiheit auf dem Gebiete der geistigen wie

der materiellen Interessen. .

Von der beabsichtigtenVersöhnung mit Ungarn ist
es· wieder still, sie scheint bis nach dem Erlöschender Cholera
inaiisgeschobenzu sein, wenigstens hat der Kaiser den Zu-

kammentrittdes ungarischenReichstagesbis dahin vertagt.
der Reorg,a,n«i«sationder Armee wird eifrig

gearbeitet,«es ist«eine Verordnung über das Tragen der Haare
und des Backenbartes erschienen.

Eine Resolution des Gemeinderaths in Wien spricht
sichsehr energischfür die Nichtzulassungder Jesuiten
in und um Wien aus und beauttragt die Rechtssektion,
über die geeigneten»Schritte,die Zulasfung zu verhindern,
zu berathen. —— Die Ernennungdes Herrn v. Beust zum

Minister der auswärtigenAngelegenheitenist unzweifelhaft.

Donausürstentlsiimer.Jii Bukarest sind die Dele-
mente, in denen die Anerkennung des Fürsten Karl zum
erblichen Fürsten von Rumänien ausgesprochen wikd, em-

gegangen. »

»

Frankreich. Die Verfertigungvon Hinterladungsgewehren
wird sehr eifrig betrieben trotzdem ergehtman sichoffisios
in den eifrigsteii Versicherungender sriedensliebe —- Der

ehemaligeMinister der auswartigenAngelegenheiten,v. Thou-
venel ist gestorben;er war einer der eifrigsten und treuesten
AnhängerNarroleoiis .

,

Nach Berichten aus Paris hat man dort den Kaiser
Maximilian vollständig fallen lassen; »diefranzösilcheRe-

gierung unterhandelt jetzt mit dem Kabinet zu Washington
über den Schutz der französischenInteressen in Mexiko.

Italien. Venedig ist jetzt ganz von den italienischen
Truppen besetzt. Jn den nächstenTagen wird das Resultat
der allgemeinen Abstimmung bekannt werden«

Mit Rom werden wohl sehr bald neue Unterhandlungen
stattsinden, da der Moment, wo die französischenTruppen
Rom verlassen werden, nicht mehr fern ist«-sW

Spanien. Das ganze Reich befindet sich in großerAuf-
tegUUgZ man erwartet mit nächstemeinen neuen Mslitairi
aufstand, welchenwahrscheinlichganz offen als sein-Ziel die

die Kammer möge zu- Vereinigung der ganzen Halbinsel unter der Regierung des

Königs von Portugal hinstellenwird.

Türkei. Es scheint, als ob die Türkei noch einmal die
Drangiale, welche ihre Existenz bedrohen, beseitigen kann,
wenigstens lauten die Nachrichten aus Kandia derart, daß
die Unt rdrückungdes Aufstandes wohl in Kurzem zu erwar-

ten stehl- Und der AUSbkuchin den andern Theilen des

Reiches ist kaum zum Ausbruchgekommen.

Soll der Staat industrielle Unternehmungen
betreibene

Zu den falschen wirtbschaftlichenAnsichten, welche lange
Zeit in fast allen Klassen der Gesellschaft geherrschthaben,
gehörteauch die Ansicht, daß der Staat nicht nur sich mit
Industrie beschäftigendürfe, sondern sichsogar mit Jnduftrie
beschäftigenmüsse. Man ging von dem Grundsatz aus, daß
der Staat alles billiger und besser fabriziren
könne wie der Einzelne, und daßso das Volk, indem es

die Fabrikate billiger kaufen könnt-,großenNutzen aus den

industriellen Unternehmungendes Staates zöge.

Was dieses »besserund billiger fabriziren«anbelangt, so
hat man sich schon seit langer Zeit vom Gegentheilüber-
zeugt. Man hat gesunden, daß die Privatindustrie in
freier Konkurrenz und in freier Bewegung viel

schnelleralle neuen Vortbeile der Fabrikation wahrnimmt,
und so viel besser und billiger fabriziren kann als der Staat.

Dieses schnelle Wahrnehmen der Vortheile, welche
neue Erfindungen bieten, ist bei der Staatsin-
dustrie gar nicht möglich. Man setze den tüchtigsten
und rührigstenMann als Direktor einer Staats-Fabrik ein,
wenn er eine Verbesserung einführen will, so muß er erst
wegen der Geldbewilligung bei seiner vorgesetzten Behörde
einkommen;bei diesen macht die Eingabe den gewöhnlichen
Geschäftsang durch, und bis der Direktor die nachgesuchte
Erlaubnißerhält,hat er vielleichtschon eine neue Verbesse-
rurg ins Auge gefaßt. Diese nothwendige Langsamkeit in
der Ausbeutung der neuen Entdeckungen auf dem Gebiete
der Industrie ist der eine Krebsschaden der Staats-Industrie,

herzweite ist die schwierige Berechnung des Er-

rages

Wir wollen dies an einem konkreten Beispiel zeigen.
Man hat z. B. Jahre lang die württembergischenStaats-
Eisenwerke als industrielle Etablisseriientsangesehen, welche
sehr gut rentiren, und die Einnahmen, welche der württem-

bergischeStaat aus diesen Werken zu ziehen glaubte, waren

ein wesentlichesMotiv gegen die wiederholt geforderte Her-
absetzungder Etsenzölleim Zollverein. Als sich aber endlich
einmal ein vorurtheilsfreier Mann daran machte, die Rech-
nungen jener Werkeeiner genauen Prüfung zu unterziehen,
da fand er, daß dieselben das Holz aus den Staatswalduw

gen Jahr aus Jahr ein zu einem Preise bezogen, der sich
ieit einem Menschenalter nicht geänderthatte." Jri dieser
Zeit waren die Holzpreise natürlich sehr bedeutend in die

Höhe gegangen, und wenn nian für das verbrauchte Holz
diesesben Preise ansetzte,welche Private in denselbenWal-

dungen bezahlen-munten,so zeigte es sich, daß der ganze
Gewinn illusorischwar.

So bleibt denn, wenn das »besserund billiger]fabri-
ziren«fortfällt,nun noch die Konturrenzs übrig, welche



der Statt seinen eigenenUnterthanen macht. Diese mag in

früherenZeiten, wo bei uns in Deutschland die- Industrie
noch auf einer sehr niedrigen Stufe stand, nicht von wesent-
lichem Nachtheil gewesen sein, ja damals wirkte wohl soaar
das Beispiel, welches der Staat durch Anlegung industrieller
Etablissements gab, belebend auf die gesammte industrielle
Thätigkeitein: heut, wo die Privat-Industrie eine so hohe
Stufe erreicht hat, kann von einer solchen belebenden Wir-

kung nicht mehr die Rede- sein, und die Konkurrenz, so wohl-
thätig dieselbe an sichauf die Industrie wirkt, ist doch nur

nützlich,wenn sie eine vollständiggleiche ist. und der Staat
kann für seine Etablissementsstets gewisseVortheile schaffen,
welche den wahren Begriff der Konkurrenz verschwinden
machen.

Zu diesen Gründen gegen die Staats-Industrie tritt aber

noch ein sehr wichtiger Grund hinzu, welcher in engem Zu-
sammenhangsteht mit unserem konstitutirnellen Leb-n und

der damit verbundenen eesetzlichenRegelung der Staats-

Einnahmen und Staats-Ausgaben Es werden nämlich
durch die Staatsindustrie die Finanzen des

Staates wirthschaftlichen Zufälligkeiten unter-

worfen, denen sie bei geregelten Verhältnissen
entzogen sein sollen. Macht ein industrielles Etablisses
ment glänzendeGeschäfte, so hat der Staat Einnahmen von

einer Höhe, welche sich nicht im Voraus kerschnen lassen,
geht ein Etablissement schlecht, so treten vielliicht Audsälle
in den Einnahmen ein, welcheauf das Budget von nachthei-
ligem Einfluß sein können. Allerdings w rden in einem

größerenStaate, welcher bei einem sehr bedeutenden Vudget

nur wenig industrielle Etablissements belitzt, solche Zufällig-
keitennur eine untergeordneteRolle spielen,welche man in-

deszimmerhin zweckmäßigerzu vermeiden suchen wird. Aber
in der Neuzeit ist ein Zweig der Staats-Industrie allgemein
geworden, dessen B trieb auch bei den igiösterenStaaten,
welche sich viel mit demselben abgeben, meist von wesent-
lichem Einfluß ist. Es ist dies der Bau und Betrieb
der Eisenbahnen durch den Staat. Bei dieser Jn-
dustrie wird die Brutto-Einnahme stets eine sehr bedeutende

sein, und wenn ihr auch eine sehr bedeutende Ausgabe gegen-
über steht, so bietet sie doch schon bei Aufstellungdes Bud-

gets Gelegenheit, dasselbe je nach den Absichten der Regie-
rung ganz wesentlich zu modisizirern Will man z. B. eine

Ausgabe in irgend einem Zweige der Verwaltung als bei
den vorhandenen Mitteln möglich herstellen, so braucht
man nur bei den Eisenbahnen sehr geringe Summen
für Neu-Anschasfungen anzusetzen, will man die Auf-
hebung einer Steuer als unthnnlich elschEiMn lass-U- RUN-
so setztman recht viele NeusAnschafsungen im Vllduet
der Etsenbahnenan, und kann so leicht die Ausgaben so fest-

ssecFertdaß die fragliche Steuer unbedingt nothwendig er-

em .

Dieses Verbältniß,welches bei den Eisenbahnen in einer

leicht in die Augen fallenden Weise berantritt, ist natürlich
bei allen andern industriellen Etablissetnents des Staates

ein ähnliches,und dieses allein spricht schon, abgesehenvon

allen wirthschastlichenGründen, gegen die Nützlichkeitdes

Betriebes an industriellen Unternehmungendurch den Staat.

Anzeigem
OMD

20,000 Gulden baares Silbergeld,
kann Jedermann gewinnen, der sich bei der

großen Frankfurter Geldvrrloofnng
betheiligt, sowie weitere Hanpttrefser von

Gulden 100,000, 40,000, 25,000, 20.000, 15,000,
12,000, 10,000, 6 000, 5,-000 ec.

Diese von der hohen hiesigen Regierung genehmigte und

der Stadt garantirte
Nenefte große Prämien-Verwesung

bietet den Theilnehmern in jeder Beziehung die größten
Vor-theile.

Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen.
Das ganze Einlagetapinl wird binnen 5 Monatin mittelst
G.-roinnziebunaen zuiiickbeinhlt und müssen planmäßig bis

dahin sämmtliche 12,500 G tvinne, 11 Prämien und 18,400
Fr iloose von den Interessenten erlangt weiden.

Ganze Ortginallosc kosten ft. 6. — oder N htt. Z. 13.

Halbe s-« » » so —

» » I. 22.

Viertel »
·

» » 11,2 -
.

»
— 260

(Dieie Trlginallose sind mit den- Statdsregel versehen)
Schon am 12. und13. kommenden «Monates

beuinnen die Ziehungen. Umstellungen unter Yetfiigung des

Betrages oder gegen Postnachnabme werden sotvkt pii ktlichst
auegesüssrtund die erforderlichen Pläne gratis beigefügt Dc Nach stattgehabter Zsebung erhät jede-«Theilnehmer die

amtliche Liste und Gewinne baar überchickt
Ieglicbe Auskunft in Betrrss dieser großen und inter-

essanten Vesloo ungen wird gerne ertheilt und einestets
reelle gute Bedienug zugesichert- Man beliebe sich daher
vertraueurvoll baldigst direkt zu wenden an

L. steisnleclcer-Schlosinger,
Bank- nnd Wechsel-Geschäft

in Frankfurt am Wirtin.
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Soeben erschien in dritter Auflage und ist durch
»

alle Buchhandlungenzu beziehen:
.

Ver Yseldzug

?

?
i

in Böhmen nnd Möhren.
Berichte und Schilderungen

des Korrespondenten der ·Times« im Hauptquartier der

ersten Armee,
Mr. H ozi er.

Autorisirte Uebersetzung
Deutsch von D. B orn.

15 Bogen. Elegant geheftet. Preis 10 Sgr.
Die Berichte des Times-Korrespondenten, welche gleich T

bei ihrem ersten Erscheinen so großes Aufsehen erregten,
sind hier in guter Uebersetzung zusamengestellt und geben
so ein lebensvolles Bild des ganzen Feldzuties«detsetzt O

siegreichheimkehrenden Armee. Herr Hvzlek secht hat den ö

Text fiir die deutiche Uebersetzungdurchgesehenu»nddenj
Bericht über die Schlacht bei Kontggratz eigens fnr diese
Ausgabe neu eschrieben. . .

Um dem Buchedie größesteVerbreitung zu geben, tst
der Preis auf nur 10 Sar. gestellt worden und kann das-

selbe durch alle Buchhandlungen und durch die Boten der

Volks-Zeitung dafür bezogen werden«
«
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Einzelne Jahraänge der Blicks-Zeitung werden ges-

gtkssUfL Frantirte Adr ssea mit Preisangabe Sub. K· tn der

Exvedition d. Bl.
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